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§ 113 Vertretung der Gemeinde in Unternehmen oder Einrichtungen

Bei mittelbarer Beteiligung gilt dies nur, wenn die unmittelbar beteiligte Gesell-
schaft mindestens 25 Prozent der Anteile besitzt, und mit der Gemeinde allein oder
mit anderen Gemeinden mit der Mehrheit nach § 53 HGrG beteiligt ist (Abs. 2
Satz 2).

Wenn keine Mehrheitsbeteiligung vorliegt, hat die Gemeinde eine Hinwirkungs-
pflicht gem. Abs. 2 Satz 1.

§ 113 Vertretung der Gemeinde in Unternehmen
oder Einrichtungen

(1) Die Vertreter der Gemeinde in Beiräten, Ausschüssen, Gesellschafterver-
sammlungen, Aufsichtsräten oder entsprechenden Organen von juristischen
Personen oder Personenvereinigungen, an denen die Gemeinde unmittelbar oder
mittelbar beteiligt ist, haben die Interessen der Gemeinde zu verfolgen. Sie sind
an die Beschlüsse des Rates und seiner Ausschüsse gebunden. Die vom Rat be-
stellten Vertreter haben ihr Amt auf Beschluß des Rates jederzeit niederzulegen.
Die Sätze 1 bis 3 gelten nur, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(2) Bei unmittelbaren Beteiligungen vertritt ein vom Rat bestellter Vertreter die
Gemeinde in den in Absatz 1 genannten Gremien. Sofern weitere Vertreter zu
benennen sind, muss der Bürgermeister oder der von ihm vorgeschlagene Be-
dienstete der Gemeinde dazuzählen. Die Sätze 1 und 2 gelten für mittelbare Be-
teiligungen entsprechend, sofern nicht ähnlich wirksame Vorkehrungen zur Si-
cherung hinreichender gemeindlicher Einfluss- und Steuerungsmöglichkeiten
getroffen werden.

(3) Die Gemeinde ist verpflichtet, bei der Ausgestaltung des Gesellschaftsvertra-
ges einer Kapitalgesellschaft darauf hinzuwirken, daß ihr das Recht eingeräumt
wird, Mitglieder in den Aufsichtsrat zu entsenden. Über die Entsendung ent-
scheidet der Rat. Zu den entsandten Aufsichtsratsmitgliedern muß der Bürger-
meister oder der von ihm vorgeschlagene Bedienstete der Gemeinde zählen,
wenn diese mit mehr als einem Mitglied im Aufsichtsrat vertreten ist. Dies gilt
sowohl für unmittelbare als auch für mittelbare Beteiligungen.

(4) Ist der Gemeinde das Recht eingeräumt worden, Mitglieder des Vorstandes
oder eines gleichartigen Organs zu bestellen oder vorzuschlagen, entscheidet der
Rat.

(5) Die Vertreter der Gemeinde haben den Rat über alle Angelegenheiten von be-
sonderer Bedeutung frühzeitig zu unterrichten. Die Unterrichtungspflicht be-
steht nur, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(6) Die Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde haben über die zur Wahr-
nehmung des Vertretungsamtes sowie die zur Beurteilung und Überwachung
der Geschäfte, die das Unternehmen oder die Einrichtung betreibt, erforderliche
betriebswirtschaftliche Erfahrung und Sachkunde zu verfügen. Die Gemeinde
soll den nach Satz 1 entsandten Personen die Gelegenheit geben, regelmäßig an
Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen, die der Wahrnehmung dieser Auf-
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§ 113 Vertretung der Gemeinde in Unternehmen oder Einrichtungen

gaben dienlich sind. Die nach Satz 1 entsandten Personen haben sich regelmäßig
zur Wahrnehmung dieser Aufgaben fortzubilden.

(7) Wird ein Vertreter der Gemeinde aus seiner Tätigkeit in einem Organ haftbar
gemacht, so hat ihm die Gemeinde den Schaden zu ersetzen, es sei denn, daß er
ihn vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat. Auch in diesem Falle ist
die Gemeinde schadensersatzpflichtig, wenn ihr Vertreter nach Weisung des Ra-
tes oder eines Ausschusses gehandelt hat.

Erläuterungen

§ 113 GO dient der Verzahnung zwischen der Gemeinde und ihren verselbststän-
digten Unternehmen und Einrichtungen im Sinne der Einheitlichkeit der Verwal-
tung.1023 Die Vorschrift regelt die gesetzliche Vertretung der Gemeinde im Außen-
verhältnis und ist eine vom Grundsatz des § 63 GO (Vertretung durch den Bürger-
meister) abweichende Regelung, auf die in § 63 Abs. 2 GO bereits hingewiesen wird.

Absatz 1 gilt für Vertreter der Gemeinde in den dort genannten Gremien juristi-
scher Personen und Personenvereinigungen des privaten und des öffentlichen
Rechts, an denen die Gemeinde unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. Im Privat-
recht sind dies juristische Personen wie Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung, Genossenschaften, rechtsfähige Vereine und Stiftungen sowie
Personenvereinigungen wie Gesellschaften des bürgerlichen Rechts und nicht-
rechtsfähige Vereine. Juristische Personen des öffentlichen Rechts sind etwa die
Landschaftsverbände, der Regionalverband Ruhr, kommunale Zweckverbände, An-
stalten des öffentlichen Rechts, Wasser- und Bodenverbände oder Waldwirtschafts-
und Jagdgenossenschaften.1024 Eine unmittelbare Beteiligung liegt beim direkten Er-
werb von Anteilen an einer Gesellschaft vor. Eine mittelbare Beteiligung hingegen
bedeutet, dass die Anteile an der Gesellschaft indirekt über eine oder mehrere andere
juristische Personen gehalten werden.

Die Vertreter haben die gemeindlichen Interessen zu verfolgen und sind dabei an die
Beschlüsse des Rates und seiner Ausschüsse gebunden (Abs. 1 Satz 2), sodass der Rat
(per Mehrheitsbeschluss) das Abstimmungsverhalten der Vertreter vollständig be-
stimmen kann. Der Rat als Gesamtorgan bildet den Willen und das Interesse der Ge-
meinde.1025 Die Vertreter haben keinen eigenen Entscheidungsspielraum, sondern
müssen einer Weisung des Rates selbst gegen ihre eigene Überzeugung nachkom-
men. Das freie Mandat (§ 43 GO) gilt für Vertreter der Gemeinde nicht.1026 Die
Pflicht zur Befolgung der Weisungen ergibt sich für Rats- und Ausschussmitglieder
aus der allgemeinen Treuepflicht (§ 43 Abs. 2 i. V. m. § 32 GO), für Bedienstete der
Gemeinde aus ihrem Dienstverhältnis und für Dritte direkt aus Abs. 1 Satz 2.

1023 LT-Drs. 11/4983, S. 26.
1024 Wellmann, in: Rehn/Cronauge, GO NRW, § 113, Rdn. 7.
1025 VG Köln, BeckRS 2015, 43415.
1026 Kaster, in: BeckOK-KommunalR, GO NRW, § 113, Rdn. 11.
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§ 113 Vertretung der Gemeinde in Unternehmen oder Einrichtungen

Die Weisungsgebundenheit führt zu einem Spannungsverhältnis zwischen dem lan-
desrechtlichen Kommunalverfassungsrecht und dem bundesgesetzlichen Gesell-
schaftsrecht.1027 Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass die Vertreter der Gemeinde
im Innenverhältnis zum Rat durch erteilte Weisungen diesem gegenüber zwar für
ihre Handlungen verantwortlich sind, ihre Handlungen im Außenverhältnis zur
Gesellschaft aber auch bei einem Verstoß gegen diese Weisungen voll wirksam sind.
Denn die gesellschaftsrechtliche Verpflichtung auf das Wohl der Gesellschaft be-
schränkt das Weisungsrecht (§ 111 Abs. 6, §§ 116, 93 AktG).1028 Bei fakultativ gebil-
deten Aufsichtsräten einer GmbH ist allerdings nach § 108 Abs. 5 Nr. 2 GO im Ge-
sellschaftsvertrag sicherzustellen, dass der Rat den von der Gemeinde bestellten Mit-
gliedern des Aufsichtsrats Weisungen erteilen kann.1029

Als Sanktion für weisungswidriges Abstimmungsverhalten kann der Rat nach
Abs. 1 Satz 3 beschließen, dass die vom Rat bestellten Vertreter ihr Amt niederzule-
gen haben.1030 Wenn die Vertreter der Gemeinde weisungsgemäß entgegen den Inte-
ressen der Gesellschaft handeln, haben sie nach § 117 Abs. 2 AktG einen Schaden,
den die Gesellschaft erlitten hat, zu ersetzen. Im Innenverhältnis haben sie nach
Abs. 7 jedoch einen Freistellungsanspruch gegenüber der Gemeinde.1031

Der Rat bestellt die Vertreter für die Vertretung der Gemeinde in Gremien von juris-
tischen Personen oder Personenvereinigungen unmittelbarer Beteiligungen (Abs. 2
Satz 1). Sind zwei oder mehr Vertreter zu bestellen, ist die Bestellung durch den Rat
(§ 50 Abs. 4 GO) nach den Grundsätzen der Verhältniswahl (§ 50 Abs. 3 GO) vor-
zunehmen. Die Wahl kann auch durch einen einheitlichen Wahlvorschlag erfolgen.
Wenn lediglich ein Vertreter zu bestellen ist, wird die Wahl nach § 50 Abs. 2 GO
durch Mehrheitsentscheidung durchgeführt. Falls zwei oder mehr Personen vorzei-
tig aus dem Gremium ausscheiden, wird die Nachfolge auch im Wege der Verhält-
niswahl bestimmt. Wenn hingegen lediglich eine Person vorzeitig ausscheidet, wählt
der Rat den Nachfolger für die restliche Zeit nach § 50 Abs. 2 GO. Mangels entge-
genstehender Regelung in § 40 Abs. 2 Satz 6 GO hat der Bürgermeister bei der Be-
stellung Stimmrecht im Rat.

Im Gegensatz zur Bildung der Ausschüsse ist der Grundsatz der Spiegelbildlichkeit
des Kräftespektrums im Rat auf diese Gremien nicht anwendbar.1032 Bei der Wahl
können insofern auch Listenverbindungen allein zur Erlangung eines zusätzlichen
Sitzes von mehreren Fraktionen gebildet werden.1033

Der Personenkreis, also ob Ratsmitglieder, Hauptverwaltungsbeamte, andere Be-
dienstete der Gemeinde oder Dritte bestellt werden, steht im Ermessen des Rates.
Die Festlegung „geborener Mitglieder“ eines Organs in einem Gesellschaftsvertrag

1027 Ausführlich Wellmann, in: Rehn/Cronauge, GO NRW, § 113, Rdn. 20 ff.
1028 OVG NRW, NVwZ 2007, 609.
1029 Kaster, in: BeckOK-KommunalR, GO NRW, § 113, Rdn. 7.
1030 VG Köln, BeckRS 2015, 43415.
1031 Ausführlich Wellmann, in: Rehn/Cronauge, GO NRW, § 113, Rdn. 97 ff.
1032 BVerwG, NVwZ-RR 2010, 818; OVG NRW, BeckRS 2011, 51120.
1033 Kaster, in: BeckOK-KommunalR, GO NRW, § 113, Rdn. 21.
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§ 113 Vertretung der Gemeinde in Unternehmen oder Einrichtungen

ist (mit Ausnahme des Bürgermeisters bzw. der von ihm vorgeschlagenen Person,
Abs. 3 Satz 3) unzulässig, weil der Wortlaut von Abs. 2 klar vorgibt, dass die Vertre-
ter durch den Rat zu bestellen sind.1034

Der Bürgermeister oder ein von ihm vorgeschlagener Bediensteter muss dazu zäh-
len, sofern für ein Gremium zwei oder mehr Vertreter zu benennen sind (Abs. 2
Satz 2). Die Regelung dient der Einbindung des vorhandenen Verwaltungssachver-
stands.1035 Die dem Rat für eine Verhältniswahl nach § 50 Abs. 4 GO aufgrund des
Gesellschaftsvertrags zur Verfügung stehende Anzahl zu entsendender Vertreter re-
duziert sich folglich um eine Person. Der Vorschlag des Bürgermeisters wird auf
keine Liste einer Fraktion angerechnet. Der Rat hat keine Möglichkeit, den konkre-
ten Vorschlag des Bürgermeisters zu verweigern.1036 Die Mitwirkung kann nicht auf
ein bloß beratendes Teilnahmerecht ohne volle Stimmrechtsausübung beschränkt
werden und der Bürgermeister bzw. der benannte Bedienstete kann auch nicht vom
Rat abberufen werden.1037

Für die Bestellung von Arbeitnehmervertretern in fakultativen Aufsichtsräten in
Unternehmen und Einrichtungen in Privatrechtsform, an denen die Gemeinde un-
mittelbar oder mittelbar mit mehr als 50 Prozent der Anteile beteiligt ist, gilt § 108a
GO.

In der Gemeindeordnung ist die Dauer der Bestellung der Vertreter nicht geregelt.
Die Zeitdauer kann sich aus spezialgesetzlicher Regelung ergeben (z. B. § 15 Abs. 2
Satz 1 GkG, § 12 Abs. 1 Satz 1 SpG). Soweit gesetzliche Regelungen zur Begrenzung
der Dauer der Bestellung fehlen, ist die Bestellung grundsätzlich unbefristet.1038 In
der Praxis wird sich die Dauer der Bestellung meist aus dem Bestellungsbeschluss
ergeben. Soweit die Bestellung aufgrund eines Mandats oder Amtes erfolgte, muss
davon ausgegangen werden, dass sie mit Beendigung des Mandats oder Amtes eben-
falls endet.1039

Die Abberufung gemeindlicher Vertreter (Abs. 1 Satz 3) steht im Ermessen des Ra-
tes. Der Abberufene besitzt grundsätzlich keine wehrfähige Rechtsposition, mit der
er seine Abberufung verhindern könnte.1040 Die Abberufung erfolgt unmittelbar
durch Beschluss gem. § 50 Abs. 1 GO, ohne dass es dafür eines „Niederlegungsak-
tes“ durch die Person bedürfte. Die im Wege der Verhältniswahl gewählten Vertreter
dürfen nicht ausschließlich aufgrund veränderter Mehrheitsverhältnisse des Rates
erfolgen.1041 Beschränkungen des Abberufungsrechts können sich aus dem allgemei-
nen Willkür- und Missbrauchsverbot ergeben.1042 Zudem kann der Rat den Auf-

1034 Flüshöh, in: Kleerbaum/Palmen, GO NRW, § 113, Anm. III.1.
1035 VG Münster NVwZ-RR 2011, 741.
1036 LT-Drs. 14/3979, S. 151.
1037 VG Münster, NVwZ-RR 2011, 741.
1038 Kaster, in: BeckOK-KommunalR, GO NRW, § 113, Rdn. 20a.
1039 Held/Kotzea, in: Held/Winkel/Wansleben, GO NRW, § 113, Anm. 10.1.
1040 OVG NRW, NWVBl. 2002, 434.
1041 OVG NRW, DÖV 1990, 834.
1042 Held/Kotzea, in: Held/Winkel/Wansleben, GO NRW, § 113, Anm. 10.1 m. w. N.
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sichtsrat insgesamt durch Mehrheitsbeschluss abberufen und neu besetzen1043 sowie
den Aufsichtsrat verkleinern oder vergrößern.1044

Die Bestellung von Stellvertretern der Vertreter ist in der Gemeindeordnung nicht
geregelt. Diese Möglichkeit folgt i. d. R. aus den jeweiligen Gesellschaftsverträgen,
wobei die Bestellung dann ebenfalls durch den Rat erfolgt.1045 Die Bestellung eines
Ratsmitglieds als Stellvertreter des Bürgermeisters oder des vom Bürgermeister vor-
geschlagenen gemeindlichen Bediensteten würde dem Wortlaut des Abs. 2 Satz 2
bzw. Abs. 3 Satz 3 widersprechen.

Da Aufsichtsratssitzungen generell nicht-öffentlich sind (§ 109 AktG), können auf-
grund des Vorrangs des Gesellschaftsrechts auch an den Sitzungen des Aufsichtsra-
tes kommunaler Unternehmen nur die Gremienmitglieder und Vertreter des Vor-
stands bzw. der Geschäftsführung, nicht aber weitere Ratsmitglieder als Zuhörer
teilnehmen.

Nach Abs. 3 ist die Gemeinde verpflichtet, sich bei der Ausgestaltung des Gesell-
schaftsvertrags einer Kapitalgesellschaft (GmbH oder AG) Entsendungsrechte für
eine Mitgliedschaft im Aufsichtsrat einräumen zu lassen. Dazu besteht eine „Hin-
wirkungspflicht“, d. h., ausreichend ist das Bemühen, ohne dass dies tatsächlich im
Ergebnis Erfolg haben muss.

Ähnlich wie Abs. 2 Satz 2 sieht auch Abs. 3 Satz 3 vor, dass der jeweilige Bürgermeis-
ter oder der von ihm vorgeschlagene Bedienstete der Gemeinde dazu gehören muss.
In der Praxis wird häufig bereits im Gesellschaftsvertrag der jeweilige Bürgermeister
als „geborenes“ Mitglied bestimmt. Im Fall der Verhinderung ist der Bürgermeister
dann von seinem allgemeinen Vertreter (§ 68 Abs. 1 GO) zu vertreten.1046

Absatz 3 ist ausdrücklich für unmittelbare und mittelbare Beteiligungen anzuwen-
den (Abs. 3 Satz 4). Allerdings ist damit weiterhin keine Verpflichtung der Ge-
meinde verbunden, auf die Einrichtung eines Aufsichtsrates hinzuwirken.1047 Jeden-
falls bei der besonders verbreiteten Rechtsform der GmbH ist mit Ausnahme der
Fälle, in denen sich aus dem Drittel-Beteiligungs- bzw. Mitbestimmungsgesetz be-
sondere Pflichten ergeben, die Einrichtung eines Aufsichtsrates gesellschaftsrecht-
lich fakultativ.1048

Sofern die Gemeinde das Recht hat, Mitglieder des Vorstandes oder eines gleichar-
tigen Organs, z. B. Geschäftsführer einer GmbH, zu bestellen oder vorzuschlagen,
obliegt die Entscheidung dem Rat (Abs. 4). Bestellung ist die Befugnis der Ge-
meinde, die Person endgültig und unmittelbar zu bestimmen, ohne dass es noch ei-
ner Entscheidung eines Unternehmensorgans bedarf. Beim Vorschlagsrecht muss
die vorgeschlagene Person noch durch das entsprechende Unternehmensorgan ge-

1043 OVG NRW, DÖV 1990, 834.
1044 VG Düsseldorf, NWVBl. 2005, 143.
1045 Wellmann, in: Rehn/Cronauge, GO NRW, § 113, Rdn. 58.
1046 VG Münster, NVwZ-RR 2011, 741.
1047 LT-Drs. 14/3979, S. 151.
1048 Wellmann, in: Rehn/Cronauge, GO NRW, § 113, Rdn. 60.
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wählt werden. In beiden Fällen wird das Recht durch eine Wahl des Rates nach § 50
Abs. 2 GO ausgeübt.

Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer oder Prokuristen (auch stellvertretende) kom-
munaler Unternehmen dürfen nicht der Vertretung einer maßgeblich an ihrem Un-
ternehmen beteiligten Gebietskörperschaft angehören (§ 13 Abs. 6 KWahlG). Im
Unterschied zu gemeindlichen Bediensteten können sie jedoch Mitglied der Vertre-
tung des Kreises sein, dem die Gemeinde angehört.1049

Die Anbindung der Unternehmen und Einrichtungen an die Gemeinde soll vor al-
lem durch die Unterrichtungspflicht (Abs. 5 Satz 1) gewährleistet werden.1050 Die
Pflicht bezieht sich auf alle „Angelegenheiten von besonderer Bedeutung“.

Anhaltspunkte für die Interpretation dieses unbestimmten Rechtsbegriffs liefert der
Katalog der ausschließlichen Entscheidungskompetenzen des Rates in § 41 Abs. 1
Satz 2 GO. In jedem Fall kommt es bei der Beurteilung auf die Sichtweise der Ge-
meinde und nicht auf die des Unternehmens oder der Einrichtung an. Ein Beispiel
für Angelegenheiten von besonderer Bedeutung sind etwa die Anstellungsverträge
der Geschäftsführung mit der Folge, dass die Vertreter der Gemeinde in Aufsichtsrat
und Gesellschafterversammlung den Rat rechtzeitig zu informieren haben, wenn die
Verlängerung eines Anstellungsvertrags ansteht.1051

Die Unterrichtung hat frühzeitig zu erfolgen. Der Rat darf also nicht so spät unter-
richtet werden, dass eine Willensbildung und Einflussnahme nicht mehr möglich
ist.1052

Nur wenn eine Information des Rates auf andere Weise sichergestellt ist (z. B. durch
das Beteiligungsmanagement), kann unter Umständen von einer Unterrichtung
durch die Vertreter der Gemeinde abgesehen werden. Allerdings ist ein Verzicht auf
den Informationsanspruch des Rates nicht grundsätzlich möglich.1053

Der Unterrichtungspflicht steht eine Verschwiegenheitspflicht der Aufsichtsrats-
mitglieder der AG und der GmbH entgegen (§ 116 i. V. m. § 93 Abs. 1 Satz 3 AktG
bzw. § 52 GmbHG i. V. m. den AktG-Vorschriften). Aufsichtsratsmitglieder haben
über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, die ihnen durch ihre
Tätigkeit bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren. Geheimnisse der Ge-
sellschaft sind Tatsachen, die weder offenkundig sind noch nach dem geäußerten
oder mutmaßlichen Willen des Unternehmens offenkundig werden sollen, soweit
ein objektives Geheimhaltungsbedürfnis besteht.1054 Die Verschwiegenheitspflicht
gilt für Aufsichtsratssitzungen (inkl. Abstimmungsverhalten) einschließlich vorbe-
reitender Unterlagen, Berichte und Protokolle.

1049 Kaster, in: BeckOK-KommunalR, GO NRW, § 113, Rdn. 24e.
1050 LT-Drs. 11/4983, S. 26.
1051 Flüshöh, in: Kleerbaum/Palmen, GO NRW, § 113, Anm. VI.
1052 Wellmann, in: Rehn/Cronauge, GO NRW, § 113, Rdn. 65.
1053 Details bei Wellmann, in: Rehn/Cronauge, GO NRW, § 113, Rdn. 71.
1054 Schwintowski, NJW 1990, 1009.
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Hiervon machen § 394 Satz 1 AktG, § 52 Abs. 1 GmbHG eine Ausnahme, wonach
auf Veranlassung einer Gemeinde entsendete Aufsichtsratsmitglieder, hinsichtlich
der Berichte, die sie der Gemeinde zu erstatten haben, keiner Verschwiegenheits-
pflicht unterliegen. „Auf Veranlassung“ setzt eine Entsendung durch den Rat vo-
raus. Die Befreiung von der Verschwiegenheitspflicht geht so weit, wie eine rechtli-
che Verpflichtung zur Berichterstattung besteht, also für Angelegenheiten von be-
sonderer Bedeutung.1055 Ebenso gilt die Befreiung nicht für vertrauliche Angaben
und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse,
wenn ihre Kenntnis für die Zwecke der Berichte nicht von Bedeutung ist.1056

Adressat der Berichtspflicht ist der Rat (in nicht-öffentlicher Sitzung). Weder Rats-
mitglieder noch Fraktionen haben einen Anspruch auf Aushändigung von Auf-
sichtsratsunterlagen von städtischen Eigen- bzw. Beteiligungsgesellschaften.1057 Der
Bürgermeister wird als Berichtsemfänger ebenfalls als zulässig erachtet. Absatz 5
Satz 1 steht im Einklang mit den §§ 394, 395 AktG. Der Rat als Berichtsempfänger
muss dazu keine besondere Gewähr für die Vertraulichkeit bieten.1058

Die Verschwiegenheitspflicht steht jedoch dem Akteneinsichtsrecht eines Ratsmit-
glieds (§ 55 Abs. 4 GO) nicht entgegen, z. B. hinsichtlich Unterlagen mit Gesell-
schaftsinformationen, die der Überwachung und konzeptionellen Steuerung der Be-
teiligungen durch die Gemeinde dienen.1059

Der gesetzliche Umfang der Verschwiegenheitspflicht ist für den obligatorischen
Aufsichtsrat zwingend. § 52 Abs. 1 GmbHG gibt bei fakultativen Aufsichtsräten
kommunaler Gesellschaften die Möglichkeit, den Umfang der Verschwiegenheits-
pflicht der Aufsichtsratsmitglieder näher festzulegen, zu erweitern oder einzu-
schränken.

Die Unterrichtungspflicht trifft „die“ Vertreter der Gemeinde. Bei zahlreichen Be-
teiligungen mit vielen Aufsichtsratsmitgliedern kann die Unterrichtung in der Praxis
aber kaum einzeln durch jeden Vertreter erfolgen. Im Ergebnis kommt es nur darauf
an, dass der Rat Kenntnis der wesentlichen Sachverhalte erhält, um in der Lage zu
sein, Weisungsbeschlüsse zu fassen. Denkbar ist etwa eine Unterrichtung durch sog.
Berichterstatter mit einem entsprechenden regelmäßigen Tagesordnungspunkt in
der Ratssitzung.1060

Absatz 6 sieht nunmehr für sämtliche infrage kommenden Gremien (Abs. 1) ver-
bindlich vor, dass die Vertreter der Gemeinde über die zur Wahrnehmung des Ver-
tretungsamtes sowie die zur Beurteilung und Überwachung der Geschäfte, die das
jeweilige Unternehmen oder die Einrichtung betreibt, erforderliche betriebswirt-
schaftliche Erfahrung und Sachkunde verfügen müssen. Damit hat der Gesetzge-
ber die bundesrechtlichen Vorgaben konkretisiert, dass jeder Einzelne in der Lage

1055 OVG NRW, DÖV 2023, 564; bestätigt von BVerwG, NVwZ 2025, 513.
1056 Wellmann, in: Rehn/Cronauge, GO NRW, § 113, Rdn. 33
1057 Wellmann, in: Rehn/Cronauge, GO NRW, § 113, Rdn. 35.
1058 BVerwG, NVwZ 2025, 513.
1059 OVG NRW, DÖV 2023, 564.
1060 Kaster, in: BeckOK-KommunalR, GO NRW, § 113, Rdn. 30
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sein soll, das erforderliche Grundwissen zu erwerben, „um alle anfallenden Ge-
schäftsvorgänge auch ohne fremde Hilfe verstehen und sachgerecht beurteilen zu
können“1061.

Voraussetzung für die Entsendung von Vertretern der Gemeinde sind folglich be-
triebswirtschaftliche Erfahrung und Sachkunde. Dabei handelt es sich um unbe-
stimmte Rechtsbegriffe, die der vollständigen gerichtlichen Überprüfung unterlie-
gen. Ein formalisierter oder zertifizierter Sachkundenachweis ist gesetzlich nicht
vorgesehen. Insofern bleibt es einer sorgfältigen Prüfung im Einzelfall vorbehalten,
wie die Einhaltung der Vorgaben konkretisiert wird.

In der Praxis wurden die Vertreter bislang eher nach Proporz der Fraktionen im Rat
als nach dem geforderten Anforderungsprofil ausgewählt. Absatz 6 Satz 2 und 3
sieht daher eine Pflicht vor, dass die Gemeinde Gelegenheit zur regelmäßigen Teil-
nahme an Fortbildungsveranstaltungen geben muss und sich im Umkehrschluss
die entsendeten Personen regelmäßig fortbilden müssen.

Die Gemeinde trifft folglich eine Unterstützungspflicht beim Erwerb der erforder-
lichen Sachkunde. Allerdings muss sie nicht zwingend selbst solche Veranstaltungen
anbieten, es kommen auch Schulungen der Unternehmen und Einrichtungen selbst
oder von externen Anbietern in Betracht. Die Kostentragung ist nicht explizit gere-
gelt.1062 Insofern empfiehlt sich, die Erstattung von Fortbildungskosten durch die
Gemeinde durch einfachen Ratsbeschluss oder in der Hauptsatzung (siehe § 45
Abs. 2 GO) zu regeln und z. B. die Erstattung an eine vorherige Zustimmung durch
die Gemeinde zu koppeln. Auch die Gesellschafterversammlung kann die Kosten-
übernahme für Fortbildungen im jeweiligen kommunalen Unternehmen bzw. Ein-
richtung beschließen.

Die Gremienmitglieder haben nach Abs. 6 Satz 3 die Pflicht, sich regelmäßig fortzu-
bilden. Aus der Formulierung „zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben“ folgt zwingend
ein spezifischer Bezug zur konkreten Aufgabenwahrnehmung. Wenn Gremienmit-
glieder Fortbildungsangebote ablehnen, kommt eine Abberufung nach Abs. 1 Satz 3
in Betracht, insbesondere wenn die Person nicht über die erforderliche Mindestqua-
lifikation verfügt. Allerdings können Gremienmitglieder, die durch langjährige Mit-
gliedschaft in dem Gremium oder aufgrund ihrer Qualifikation und Berufserfah-
rung über die erforderliche Sachkunde und Erfahrung verfügen, kaum zur Teil-
nahme an Fortbildungsveranstaltungen gezwungen werden.1063

Die Bestellung Sachunkundiger verstößt gegen Abs. 6, ist aber wirksam. Die Kon-
sequenz könnte nur eine ausdrückliche Abberufung sein, die auch als Maßnahme
der Kommunalaufsicht herbeigeführt werden könnte.

Die als Vertreter bestellten Rats- und Ausschussmitglieder haben gegenüber ihrem
Arbeitgeber bzw. Dienstherrn einen Freistellungsanspruch für die Zeit der Aus-
übung ihrer Tätigkeit als „Gremienvertreter“ (§ 44 Abs. 2 Satz 3 GO).

1061 BGH, NJW 1983, 991.
1062 Wellmann, in: Rehn/Cronauge, GO NRW, § 113, Rdn. 89 ff.
1063 Wellmann, in: Rehn/Cronauge, GO NRW, § 113, Rdn. 88.
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Die Ziffern bezeichnen den Paragrafen.

A
Abänderung eines Bürgerentscheids 26
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453

– vom Stellenplan 74
Adressat des Widerspruchs 54
Akteneinsichtsrecht
– Ausschuss 55
– Ausschussmitglied 55
– Ausschussvorsitzende 55
– bei Befangenheit 55
– Bezirksvorsteher 55
– einzelnes Ratsmitglied 55
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beratende Stimme des Bürgermeisters
in Ausschüssen 58

Beratungspflicht 48
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Beratungsverbot 48
Berechnung
– der Ausschusssitze pro
Wahlvorschlag 50

– der Mehrheit 50
Berichtigung
– der Eröffnungsbilanz 92
– des Jahresabschlusses 96
Beschäftigtenvertreter des
Betriebsausschusses 114

Beschluss als Oberbegriff 50
– Beschlussausführung 62
Beschlüsse 50
Beschlussfähigkeit 49
– nach erneuter Ladung 49
– und Befangenheit 49
– von Ausschüssen mit sachkundigen
Bürgern 58

Beschlussvorbereitung 62
Beschlussvorlagen 62
Beschlussvorschlag 62
Beschränkung der Zahl sachkundiger
Bürger 58

Beschwerdeausschuss 24
Besoldung der Beigeordneten 71
Besondere
– Mehrheitsanforderungen 50
– Ordnungsmittel in der Sitzung 51
– Satzungsermächtigungen 7
Bestandteile des
Gesamtabschlusses 116

Bestandteile des Jahresabschlusses 95
Bestätigung des Entwurfs der
Haushaltssatzung 80

Bestätigungsvermerk zum
Jahresabschluss 102

Bestellung
– der Leitung der
Rechnungsprüfung 101

– der Mitglieder der
Rechnungsprüfung 101
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– der Schriftführer für Ausschüsse 58
– des Schriftführers für den Rat 52
– der Werkleitung 114
– eines Beauftragten durch die
Aufsichtsbehörde 124

– eines geeigneten
Rechnungsprüfers 101

– des Vorstandes einer Anstalt
öffentlichen Rechts 114a

– eines Vorstandsmitglieds 113
– von Ratsmitgliedern für den
Ausschuss für Chancengerechtigkeit
und Integration 27

– von Sicherheiten 86, 87
Bestimmung von
Ausschussvorsitzenden 58

Bestimmung stellvertretender
Ausschussvorsitzender 58

Beteiligung an Unternehmen und
Einrichtungen 108

Beteiligungsbericht 117
Betriebsausschuss 57, 114
Betriebsleitung 114
Betriebssatzung 114
Bewertungsgrundsätze 91
Bezeichnung
– der Gemeinde 13
– von Satzungen 7
Bezirksausschüsse 39
Bezirksbürgermeister 36
Bezirksvertretungen 36
Bezirksverwaltungsstellen
– kreisangehöriger Gemeinden 39
– kreisfreier Städte 37
Bezirksvorsteher 36
Bilanz 95
Bildung von Ausschüssen 57
Bindung an Vorschlagsliste
Arbeitnehmervertreter 108a

Buchführung 93
Bürger 21
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Bürgerbegehren 26
– Begründung 26
– Entscheidungsfrage 26
– Gegenstand 26
– Kostenschätzung 26
– Negativkatalog 26
– Sperrfrist 26
– Transparenzpflichten 26a
– Unterstützerquorum 26
– Ziel 26
– Zulassungsentscheidung 26
– Zulassungsvoraussetzungen 26
Bürgerentscheid 26
– Transparenzpflichten 26a
Bürgermeister
– Abwahl 66
– allgemeiner Vertreter 68
– Amtsverzicht 66
– beamtenrechtliche Rechtsstellung 62,
65

– Qualifikation 65
– Ruhen der Amtsgeschäfte 66
– Stellvertreter 67
– Stimmrecht 40
– Wahl 65
Bürgerpflichten 21
Bürgerrechte 21
Bürgschaften 87
Bußgeldandrohungen in Satzungen 7

D
dauernde Beschlussunfähigkeit 125
Deckung über- und außerplanmäßiger
Aufwendungen und
Auszahlungen 83

Delegation von
Entscheidungsbefugnissen 41

dezentrale Finanzbuchhaltung 93
dienstältestes Ratsmitglied 67
Dienstherreneigenschaft der
Anstalt 114a

dienstrechtliche Entscheidungen 73
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dienstrechtliche Stellung des
Bürgermeisters 62, 65

Dienstsiegel 14
Dienstvorgesetzter
– der Gemeindebediensteten 73
– des Bürgermeisters 62
digitale Sitzung 47a, 58a
Doppelgenehmigung für
Vollparität 108b

Doppelhaushalt 78
dringliche Entscheidung 60
– im Eigenbetrieb 60, 114
Dringlichkeitsentscheidung 60
Dritte als Prüfer 104
Drittelparität 108a
Drohen erheblichen Fehlbetrags 81
Durchführung dringlicher
Entscheidungen 60

Durchführung
– von Beschlüssen 62
– von Pflichtaufgaben durch
Nachbargemeinde 3

– von Weisungen 62

E
effiziente Haushaltswirtschaft 75
Effizienzsteigerung bei
Pflichtaufgaben 3

Ehrenamt 28
ehrenamtliche Stellvertreter des
Bürgermeisters 67

ehrenamtliche Tätigkeit 28
Ehrenbezeichnung 34
Ehrenbürgerrecht 34
Eigenbetriebe 114
Eigenkapitalspiegel 95
eigenverantwortliche
Aufgabenerfüllung 2

Eilentscheidung 60
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Einberufung des Rates 47
– auf Veranlassung
Aufsichtsbehörde 47

– auf Verlangen 47
– bei Unterlassen durch den
Bürgermeister 47

Einberufung der Ausschüsse 58
Einberufung der Bezirksvertretung 36
Einbeziehung bestehender Kredite zur
Liquiditätssicherung 89

Einbringung des Haushalts 80
Einbringung von Gemeindevermögen
in Stiftungen 100

energiewirtschaftliche Betätigung 107a
Einführung
– der Ratsmitglieder 67
– der stellvertretenden
Bürgermeister 67

– des Bürgermeisters 65
eingeschränkter
Bestätigungsvermerk 101

einheitlicher Wahlvorschlag
– zur Ausschussbesetzung 50
– zur Wahl stellvertretender
Bürgermeister 67

Einheitsgemeinde 1
Einigung über Ausschussvorsitze 58
Einrichtungen 107
– der Gemeinde 8
– im Gemeingebrauch 8
– mit Anschluss- und
Benutzungszwang 9

Einschränkung der Entlastung des
Bürgermeisters 96

Einsichtnahme
– in den Entwurf der Haushaltssatzung
mit Anlagen 80

– in den Jahresabschluss 96
Einspruch gegen
Ausschussbeschlüsse 57

Ein-Personen-Wahl 50
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Einvernehmen bei
Personalentscheidungen 73

Einwendungen gegen Entwurf der
Haushaltssatzung 80

Einwohner 21
Einwohnerantrag 25
Einwohnerfragestunden 48
Einwohnerpflichten 21
Einwohnerrechte 21
Einwohnerversammlungen 23
Einzelgenehmigung der
Kreditaufnahme 86

En-bloc-Abstimmungen 48
engere Wahl 50
Entfallen
– der Nachfolgewahl für vorzeitig
ausgeschiedenen Bürgermeister 65

– der Sitzungsentschädigungen 51
Entgegennahme von Anträgen für
andere Behörden 22

Entgelte 77
Entlastung
– des Bürgermeisters 96
– mit Einschränkungen 96
Entschädigung
– der Ratsmitglieder 45
– des Ortsvorstehers 39
– für Ehrenamt, ehrenamtliche
Tätigkeit 33

– bei Umwandlung von
Gemeindegliedervermögen 99

Entschädigungsverordnung 45
Entscheidung
– nach Beanstandung 54
– über den Einspruch 57
– über den Widerspruch 54
Entscheidungsbefugnisse des
Betriebsausschusses 114

Entscheidungsfrage Bürgerentscheid 26
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Entscheidungsvorbehalt (Rückholrecht)
bei Geschäften der laufenden
Verwaltung 41

Entscheidungsvorbehalt des
Bürgermeisters 62

Entziehung
– der Ehrenbezeichnung 34
– des Ehrenbürgerrechts 34
Entzug der Sitzungsentschädigung 51
Ergänzung der Tagesordnung 48
Ergebnis der Haushaltswirtschaft 95
Ergebnisplan 78 f.
Ergebnisrechnung 75, 95
Erlass der Haushaltssatzung 80
Erläuterung zu
Tagesordnungspunkten 48

Ermächtigung zum Erlass
– von Rechtsverordnungen 133
– von Verwaltungsvorschriften 133
Eröffnungsbilanz 92
Eröffnung der Sitzung 51
Ersatz
– der Kosten für eine
Haushaltsvertretung 45

– des Verdienstausfalls 45
Ersatzvornahme der
Aufsichtsbehörde 123

erste Sitzung nach der Neuwahl 47
Erteilung von Prüfungsaufträgen durch
den Bürgermeister 104

Ertragsablieferung wirtschaftlicher
Unternehmen 109

Erweiterung der Tagesordnung in der
Sitzung 48

Erwerb von
Vermögensgegenständen 90

Experimentierklausel 129
externe Arbeitnehmervertreter 108a
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F
Fachaufsicht 119
fachliche Qualifikation
– der Beigeordneten 71
– des Bürgermeisters 65
– der Gemeindbediensteten 74
Fahrkostenerstattung 45
fakultativer Aufsichtsrat 108a
Fernwärme 9
Feststellung des Jahresabschlusses 95 f.
Festsetzung
– des Haushaltsplans 78
– der Steuersätze 78
– der Tagesordnung 47
Feststellung
– der Beschlussfähigkeit 49
– der Zulässigkeit des Antrags auf
Abwahl des Bürgermeisters 66

– der Zulässigkeit des
Bürgerbegehrens 26

– der Zulässigkeit des
Einwohnerantrags 25

Fiktion der Beschlussfähigkeit 49
fiktiver Haushaltsausgleich 75
Finanzausschuss 57, 59
Finanzbuchhaltung 93
Finanzhoheit 1
Finanzplan 78 f.
Finanzrechnung 95
Flaggen 14
Folge
– der Feststellung der
Beschlussunfähigkeit 49

– fehlerhafter Nichtöffentlichkeit 48
– unzulässiger Mitwirkung 31
– von Geschäftsordnungsverstößen 47
Forderungsspiegel 95
Forensen 8



Stichwortverzeichnis

Formerfordernis von
Verpflichtungserklärungen 64

Form öffentlicher
Bekanntmachungen 7

Form- und Verfahrensfehler von
Satzungen 7

Fortführung der mittelfristigen
Ergebnis- und Finanzplanung 84

Fragerecht der Ratsmitglieder 47, 55
Fragestunden für Einwohner 48
Fraktionen 56
Fraktionsbildung 56
Fraktionseinigung über
Ausschussvorsitze 58

Fraktionsrechte 56
Fraktionsstärke 56
Fraktionsstatut 56
Fraktionswechsel
– und Ausschussmitgliedschaft 50, 56,
58

– und Ausschussvorsitz 58
freies Mandat 43
Freistellungsanspruch gemeindlicher
Vertreter 113

Freistellungsansprüche 44
Frist
– für den Gesamtabschluss 116
– für Nachtragssatzung 81
– für Nachfolgewahl des vorzeitig
ausgeschiedenen Bürgermeisters 6

– für Nachfolgewahl nach Abberufung
eines Beigeordneten 71

– Jahresabschluss 78
– zur Erhöhung der Steuersätze 81
Funktionsbezeichnungen 12
Funktion der Beigeordneten 71
Funktionsfähigkeit des Rats 49
Funktion der Tagesordnung 48
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G
Gebietsänderungen 17
Gebietsänderungsgesetz 19
Gebietsänderungsverfahren 19
Gebietsänderungsverträge 18
Gebietshoheit 1
Gebietskörperschaften 1
geheime Abstimmung 50
Geheimhaltung 6, 30
Geldanlagen 90
Geltendmachung von Ansprüchen
gegen die Gemeinde 32

Geltendmachung Haftungsanspruch 43
Geltendmachung unzulässiger
Mitwirkung 31

Geltungsbereich von Satzungen 7
Geltungsdauer
– der Ermächtigung zur Aufnahme
von Liquididätskrediten 89

– der Haushaltssatzung 78
– von Kreditermächtigungen 84
– von Satzungen 7
– von
Verpflichtungsermächtigungen 84

Gemeindebezirke 39
Gemeindegebiet 15 f.
Gemeindegliedervermögen 97, 99
Gemeindegrenzveränderungen 17
Gemeindehoheiten 1
Gemeindeprüfungsanstalt 105
Gemeindevertreter 40
Gemeindewaldungen 90
gemeinsame nächsthöhere
Aufsichtsbehörde 120

gemeinsame Wahlvorschläge zur
Ausschussbesetzung 50

gemeinsame Wahrnehmung von
weisungsgebundenen
Pflichtaufgaben 3
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gemeinsamer Betriebsausschuss 114
Genehmigung
– der Niederschrift 52
– dringlicher Entscheidungen 60
– Haushaltssicherungskonzept 76
– mit Maßgaben 7
– von Satzungen 7
– zur Kreditaufnahme 86
Genehmigungsbefristung 7
Gesamtabschluss 116
Gesamtanhang 116
Gesamtbilanz 116
Gesamtdeckungsprinzip 79
Gesamtergebnisrechnung 116
Gesamtlagebericht 116
gesamtwirtschaftliches
Gleichgewicht 75

Geschäfte der laufenden Verwaltung 41
Geschäftsanteil an einer
Kreditgenossenschaft 108

Geschäftsabschluss durch
Bevollmächtigte 64

Geschäftsführung des Rates 47
Geschäftskreis
– der Beigeordneten 73
– des Bürgermeisters 62, 73
Geschäftsleitung des Bürgermeisters 62
Geschäftsordnung des Rates 47
Geschäftsordnung für den Ausschuss
für Chancengerechtigkeit und
Integration 27

Geschäftsverteilungsbefugnis des
Bürgermeisters 62

gesetzliche Zahl der Mitglieder des
Rats 49

gesetzlicher Vertreter der Gemeinde 63
gesetzliche Vertretung der Anstalt
öffentlichen Rechts 114a

Gewährträgerschaft für eine Anstalt
öffentlichen Rechts 114a
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Gleichstellungsbeauftragte 5
Gleichzeitigkeit von
– Einspruch und Beanstandung 54, 57
– Widerspruch und Beanstandung 54
Gliederung des Haushaltsplans 7
globaler Minderaufwand 79
Große kreisangehörige Städte 4
Grundsätze der
Finanzmittelbeschaffung 77

Grundrechtsfähigkeit der Gemeinde 1
Gruppen im Rat 56
gültige Stimmen 50

H
Haftung
– der Ratsmitglieder 43
– für Verbindlichkeiten einer Anstalt
öffentlichen Rechts 114a

– gemeindlicher Vertreter in
Unternehmen und
Einrichtungen 113

Härteausgleich bei Anschluss- und
Benutzungszwang für Fernwärme 9

Häufigkeit der Ratssitzungen 47
Hauptausschuss 57, 59
Hauptsatzung 7
Hauptsatzungsmehrheit 7
Hauptwohnung 21
Haushaltplan 79
Haushaltsausgleich 75
Haushaltsführung vor
Bekanntmachung der
Haushaltssatzung 82

Haushaltsgrundsätze 75
Haushaltsjahr 78
Haushaltsplan 79
Haushaltssatzung 78
Haushaltssicherungskonzept 76
Haushaltssperre 81
Haushaltsvorgriff 83



Stichwortverzeichnis

Hausieren mit dringlichen
Entscheidungen 60

Hausrecht des Bürgermeisters 51
Hebesatzsatzung 78
Herbeiführung der
Beschlussunfähigkeit 49

Hilfeleistung zur Einleitung von
Verwaltungsverfahren 22

Hilfsbetriebe 107
Höchstalter
– des Bürgermeisters 65
– von Beigeordneten 71
Höchstbetrag
– der Kredite zur
Liquiditätssicherung 78, 89

– der pauschalen Kürzung von
Aufwendungen 7

– des Verdienstausfallersatzes 45
Höchstzahlverfahren bei
Ausschussvorsitzen 58

Hoheitsgebiet der Gemeinde 2
Hoheitszeichen 14
hybride Sitzung 47a, 58a

I
Inanspruchnahme
– anderer örtlicher
Rechnungsprüfung 101

– der Ausgleichsrücklage 75

Inhalt
– der Anstaltssatzung 114a
– des Beteiligungsberichts 117
– des Ergebnisplans 78
– der Ergebnisrechnung 95
– des Finanzplans 78
– der Finanzrechnung 95
– des Gesamtabschlusses 116
– des Haushaltsplans 79
– der Haushaltssatzung 78
– des Haushaltssicherungskonzepts 76
– des Jahresabschlusses 95

463

Inkrafttreten
– der Haushaltssatzung 78
– von Satzungen 7
Insolvenzverfahren über gemeindliches
Vermögen 128

Interessenkollision 31
Interessenvertretungen 27b
Interpretationskompetenz zur
Geschäftsordnung 50

Interventionsmittel
– gegen Ratsbeschlüsse 54
– gegen Ausschussbeschlüsse 54, 57
Inventar 91
Inventur 91

J
Jahresabschluss 95
– der Anstalt 114a
Jahresabschlussbericht der
Eigenbetriebe 106

Jahresabschlussprüfung 102
Jahresmindestgewinn wirtschaftlicher
Unternehmen 109

Ja-Stimmen bei Wahlen 50
Jugendhilfeausschuss 57
Jugendvertretung 27a

K
Kämmerer in kreisfreien Städten 71
Kapitalabflussrechnung im
Gesamtabschluss 116

Kassenkredite 89
kassenmäßige Verstärkungsmittel 89
Kinderbetreuungskosten 45
Kommunalaufsicht 119 ff.
Kommunalverfassungsbeschwerde 1
Konkretisierung von
Tagesordnungspunkten 48

Konnexitätsprinzip 3
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Konsolidierung der
Jahresabschlüsse 116

Kontierungsplan 79
Kontrolle der Verwaltung 55
Koordinierung der Arbeiten der
Ausschüsse 59

Kostenregelung bei Pflichtaufgaben 4
Kostenschätzung Bürgerbegehren 26
kreditähnliche Rechtsgeschäfte 86
Kreditaufnahmewährung 86
Kreditaufnahmezwecke 86
Kredite 86
– für Investitionen 86
– zur Liquiditätssicherung 89
Kreditermächtigung 78
Kreisstadt 13

L
Ladungsfrist 47
Lagebericht 95
– der Anstalt 114a
Lastentragungspflicht 8
Laufzeit
– des Haushaltssicherungskonzepts 76
– von Krediten 86
Leitung
– der örtlichen Rechnungsprüfung 104
– der Ratssitzung 51
– der Verwaltung 62
Letztenscheidungsrecht des
Bürgermeisters 70

Letztrangigkeit der Kreditaufnahme 77
Liquidität 89
Liquiditätsplanung 89
Liquiditätssicherstellung 75
Liquiditätsspiegel 89
Liquiditätsverbund 89
Listenverbindung bei der Wahl der
Ortsvorsteher 39

Losentscheid 50
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M
Mahnwesen 93
Marktanalyse 107
Medienöffentlichkeit 48
mehrere Nachtragssatzungen 81
Mehrheiten 50
Meinungsverschiedenheiten im
Verwaltungsvorstand 70

Mindestalter Bürgermeister 65
Mindeststimmenzahl zur Abwahl des
Bürgermeisters 66

Mitarbeiter von Fraktionen als
Ratsmitglieder 56

Mitglieder
– des Betriebsausschusses 114
– der Gemeinde 21
– des Hauptausschusses 59
– des Verwaltungsrats einer
Anstalt 114a

– des Verwaltungsvorstands 70
– von Ausschüssen 58
mittelbare Beteiligung 108
mitentscheidendes Ratsmitglied 60
mittelfristige Ergebnis- und
Finanzplanung 84

Mittlere kreisangehörige Städte 4
Mitunterzeichnung der
Niederschrift 52

Mitwirkungsverbot 31
Monopolverbot 110
Mündelvermögen 98
Muster zur Gemeindeordnung 133

N
Nachfolge bei vorzeitigem Ausscheiden
eines Vertreters 113

Nachfolger für
– ausgeschiedenen
Arbeitnehmervertreter 108a

– ausgeschiedenen
Ausschussvorsitzenden 58
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– ausgeschiedenes
Ausschussmitglied 58

Nachfolgerwahl stellvertretender
Bürgermeister 67

Nachtragssatzung 81
Name
– der Gemeinde 13
– von Gemeindeteilen 13
Namensänderung 13
namentliche Abstimmung 50
Negativkatalog Bürgerbegehren 26
Nein-Stimmen bei Wahlen 50
Neubildung
– von Ausschüssen 58
– von Gemeinden 17
Neuwahl des Rates nach
Auflösung 125

nichtige Rechtsgeschäfte 130
nichtübertragbare
Ratszuständigkeiten 41

nichtwirtschaftliche Betätigung 107
– außerhalb der Gemeinde 107
Niederschrift der Ratsbeschlüsse 52
Normenkontrollverfahren 7
Nutzungsüberlassung an
Vermögensgegenständen 90

Nutzung von
Gemeindegliedervermögen 99

O
Obere Aufsichtsbehörde 120
Oberste Aufsichtsbehörde 120
Offenbarung persönlicher Daten 48
Offenbarungspflicht bei
Interessenkollision 31

offene Abstimmung 50
offensichtliche Beschlussunfähigkeit 49
Öffentlichkeit der Sitzung 48
Öffentlichkeitsarbeit
– der Fraktionen 56
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– der Gleichstellungsbeauftragten 5
öffentliche Bekanntmachung von
Satzungen 7

öffentliche Einrichtungen 8
Opportunitätsprinzip der Aufsicht 119
Ordnung in den Sitzungen 51
Ordnungsgeld 29, 30, 51
Ordnungsgewalt des Bürgermeisters in
der Sitzung 51

Ordnungsmittel in der Sitzung 51
Ordnungsruf 51
Organe einer Anstalt 114a
Organisationsformen wirtschaftlicher
Unternehmen 107

Organisationshoheit 1
Organisationsgewalt des
Bürgermeisters 62

Organkompetenzen 41
Organleihe 62
Organzuständigkeit zum Erlass von
Satzungen 41

Orientierungsdaten 84
Örtliche
– Prüfung der Eigenbetriebe 103
– Rechnungsprüfung 101
– Stiftungen 100
Ortsbürgermeister 39
Ortschaften 39
Ortsvorsteher 39

P
passives Wahlrecht 21
Passivlegitimation in
Eigenbetriebsangelegenheiten 114

pauschale Kürzungen von
Aufwendungen (globaler
Minderaufwand) 79

Personalhoheit 1
Personalentscheidungen für Bedienstete
in Führungspositionen 73
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Personalgewalt des Bürgermeisters 73
personelle Besetzung der
Ausschüsse 50

Petitionsrecht 24
Pflicht
– zum Erlass einer
Nachtragssatzung 81

– zur Abgabenerhebung 77
– zur Annahme der Wiederwahl als
Beigeordneter 71

– zur Aufstellung eines
Haushaltssicherungskonzeptes 76

– zur Bestellung einer
Gleichstellungsbeauftragten 5

– zur Einberufung des Rates 47
– zur Feststellung der
Beschlussunfähigkeit 49

– zur Schaffung öffentlicher
Einrichtungen 8

Pflichtaufgaben 3
– nach Weisung 3
Pflichtausschüsse 57
Pflichten
– der Ausschussmitglieder 58
– der Ratsmitglieder 43
Pflichtinhalt
– der Anstaltssatzung 114a
– der Betriebssatzung 114
Planung von Verwaltungsaufgaben 61
Planungshoheit 1
Präventivaufsicht 119
Produktrahmen 79
Proportionalverfahren 50
Prüfbericht der
Gemeindeprüfungsanstalt 105

Prüfer der örtlichen
Rechnungsprüfung 101

Prüfung
– der Eröffnungsbilanz 92
– des Gesamtabschlusses 116
– des Gesamtlageberichts 116
– des Jahresabschlusses 102
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– des Lageberichts 59, 102
Prüfungsaufträge des
Bürgermeisters 104

Q
Qualifikation der Beigeordneten 71
Qualifikation des Bürgermeisters 65
Quorum
– Antrag auf Abwahl des
Bürgermeisters 66

– Bürgerbegehren 26
– Einwohnerantrag 25

R
Rangfolge der
Finanzmittelbeschaffung 77

Ratsbürgerentscheid 26
Ratsentscheidungen 50
Räumung des Sitzungsraums 51
Rechnungsprüfungsausschuss 57, 59
Recht auf mindestens eine
Ausschussmitgliedschaft 58

Rechte der Ratsmitglieder 43
Rechtscharakter der Niederschrift 52
Rechtsfolge bei fehlender
Genehmigung 7, 130

Rechtsfolge
Geschäftsordnungsverstoß 47

Rechtsfolge unzulässiger
Mitwirkung 31

Rechtsschutz bei Beeinträchtigung der
Selbstverwaltung 1

Rechtsschutz gegen Satzungen 7
Rechtsstellung
– der Beigeordneten 71
– des Bürgermeisters im
Eigenbetrieb 114

Regelstundensatz 45
Reihenfolge stellvertretender
Bürgermeister 67

Repressivaufsicht 119
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Residenzpflicht des Bürgermeisters 65
Rückholrecht des Rates 41
Rückstellungen 88
Rückwirkung von Satzungen 7
Ruf zur Sache 51
Ruhen der Amtsgeschäfte des
Bürgermeisters 66

S
sachkundige Bürger 50, 58
– im Betriebsausschuss 114
sachkundige Einwohner 50, 58
Satzungsbefugnis einer Anstalt 114a
Satzungserlass im Dringlichkeitsfall 7,
60

Satzungsermächtigung 7
Satzungsfehler 7
Satzungshoheit 1
Satzungsrecht Anstalt öffentlichen
Rechts 114a

Schadensersatz bei Haftung als
Vertreter in Unternehmen 113

Schließung der Sitzung 51
Schriftführer 52
Schwellenwerte
– Große kreisangehörige Stadt 4
– Mittlere kreisangehörige Stadt 4
selbstbestimmte Entgelte 77
Selbstverwaltung 1
Sicherheiten für Dritte 87
Sicherheitsbestellung für Kredite 86
Siegel 14
Sitzordnung im Rat 51
Sitzungseröffnung 51
Sitzungsgeld 45
Sitzungshäufigkeit des Rates 47
Sitzungsleitung 51
– bei Befangenheit 31
Sitzungsschließung 51
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Sitzungsteilnahme
– der Beigeordneten 69
– der Geleichstellungsbeauftragten 5
– des Bürgermeisters 58, 69
Sitzungsunterbrechung 51
Sonderaufsicht 119
Sonderbezeichnungen für
Gemeinden 13

Sonderrechnungen 98
Sonderregelungen für kreisfreie
Städte 1

Sondervermögen 97
sonstige Finanzmittel 77
sparsame Haushaltsführung 75
Sperrfrist
– Bürgerbegehren 26
– Einwohnerantrag 25
Sperrwirkung Bürgerbegehren 26
Spiegelbildlichkeitsgrundsatz
(Ausschüsse) 50

Stadt (als Bezeichnung) 13
Stadtbezirke kreisfreier Städte 35
Stadtverordnete 40
Statut der Fraktionen 56
Stellenplan 74, 79
Stellung des Beauftragten 124
Stellungnahme zu einem
Tagesordnungspunkt 55

stellvertretende
Arbeitnehmervertreter 108a

stellvertretende
Ausschussmitglieder 50, 58

stellvertretende Bürgermeister 67
stellvertretender
Hauptausschussvorsitzender 57

Stellungnahmen des Kämmerers 80, 95
Stellungnahmepflicht
– der Beigeordneten 69
– des Bürgermeisters 69
stetige Aufgabensicherung 75



Stichwortverzeichnis

Steuerhoheit 1
Steuersätze 78
Stichfrage Bürgerentscheid 26
Stichwahl 50
Stichwahl Bürgermeister 65
Stimmengleichheit 50
Stimmenmehrheit 50
Stimmenthaltung 50
Stimmrecht
– des Bürgermeisters 40
– sachkundiger Bürger 58
Stimmrechtsausschluss des
Bürgermeisters 40

Streitigkeiten zwischen
Bezirksvertretungen 37

Strom-, Gas- und
Wärmeversorgung 107a

struktureller Haushaltsausgleich 75
Subsidiaritätsprinzip
– bei wirtschaftlicher Betätigung 107
– der Aufsicht 119

T
Tagesordnung
– Absetzung von
Tagesordnungspunkten 48

– Änderung 48
– Erläuterungen 48
– Erweiterung 48
– Festsetzungskompetenz 48
– für Ausschüsse 58
– Konkretisierung 48
– Pflicht zur Aufnahme von
Punkten 48

– Veränderung 48
– Veröffentlichung 48
– Vorschläge 48
Tätigkeiten zur Mandatsausübung 44
Teilergebnisrechnungen 95
Teilfinanzrechnungen 95
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Teilnahme
– als Zuhörer an nicht öffentlichen
Sitzungen 48, 58

– an nicht öffentlichen
Ausschusssitzungen 58

– Bürgermeister an
Ausschusssitzungen 58

– stellvertretender
Ausschussmitglieder 58

– von Verwaltungsmitarbeitern an
nicht öffentlichen Sitzungen 48

– von Beigeordneten an Rats- und
Ausschusssitzungen 69

Teilpläne 79
Teilrechnungen 95
Tischvorlagen 48
Tonbandaufzeichnungen 48
Transparenzpflichten 26a
Trennung von
Tagesordnungspunkten 48

Treuepflicht von Ratsmitgliedern 32
Treuhandvermögen 98

U
überörtliche energiewirtschaftliche
Betätigung 107a

überörtliche Prüfung 105
überplanmäßige
– Aufwendungen 83
– Auszahlungen 83
– Verpflichtungsermächtigungen 84
Übernahme von Pflichtaufgaben durch
Nachbargemeinde 3

Überschuldungsverbot 75
Übersicht über
Verpflichtungsermächtigungen 84

Übersicht der übertragbaren
Haushaltsermächtigungen 95

Übertragung
– der Finanzbuchhaltung 94
– von Aufgaben auf Anstalt des
öffentlichen Rechts 114a



Stichwortverzeichnis

– von Entscheidungsbefugnis auf
Ausschüsse 41, 57

– von Entscheidungsbefugnis auf den
Bürgermeister 41

– weiterer Aufgaben auf die örtliche
Rechnungsprüfung 104

Überwachung
– des Ablaufs der
Verwaltungsgeschäfte 55

– der Beschlussausführung 62
– der Durchführung von
Beschlüssen 55

– der Geschäftsführung des Vorstands
einer Anstalt öffentlichen
Rechts 114a

Überzahl der Ratsmitglieder in
Ausschüssen 58

Überzahl der Ratsmitglieder im
Betriebsausschuss 114

Umfang
– der Auskunftspflicht des
Bürgermeisters 55

– der Prüfung des
Jahresabschlusses 102

– des Weisungsrechts bei
Pflichtaufgaben 3

Umlaufvermögen 90
Umschuldung 81, 86
Umwandlung
– des Stiftungszwecks 100
– von Gemeindegliedervermögen 99
– von Gemeindevermögen 99
– von Regie- und Eigenbetrieben in
Anstalten 114a

Unbeachtlichkeit unzulässiger
Mitwirkung 31

unbefugte Verwertung vertraulicher
Angelegenheiten 30

ungültige Stimmen 50
Universalität des gemeindlichen
Wirkungskreises 2

unmittelbare Beteiligung 108
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unmittelbare Unterstellung der
Rechnungsprüfung unter den
Rat 101

unmittelbare Verantwortlichkeit der
Rechnungsprüfung gegenüber dem
Rat 101

unmittelbarer Vor- oder Nachteil 31
unmittelbare Wahl des
Bürgermeisters 65

unmittelbare Wahl des Rates 42
Unterbrechung der Sitzung 51
Unternehmensform
– AG 108
– GmbH 108
Unterrichtung
– der Einwohner 23
– des Rates über den
Prüfungsbericht 105

Unterrichtungsmittel der
Aufsichtsbehörde 121

Unterrichtungspflicht
– des Bürgermeisters 55
– gemeindlicher Vertreter 113
Unterrichtungsrecht der
Aufsichtsbehörde 121

Unterschriftenzahl
– Bürgerbegehren 26
– Einleitung Abwahlverfahren
Bürgermeister 66

– Einwohnerantrag 25
Untersuchungsausschüsse 57
Unterwertverkauf von
Grundstücken 90

Unterzeichnung
– beamtenrechtlicher Urkunden 74
– der Niederschrift 52
– von Arbeitsverträgen 74
– von Verpflichtungserklärungen 64
unverzügliche Einberufung des
Rates 47

unwirksame Rechtsgeschäfte 130



Stichwortverzeichnis

Unzulässigkeit der
Angehörigeneigenschaft
Bediensteter 72, 93, 101

Urkunden für Beamte 74

V
Veränderung der Tagesordnung 48
Verantwortlicher für
Finanzbuchhaltung 93

Veräußerung von
– Beteiligungen 111
– Einrichtungen 111
– Unternehmen 111
– Vermögensgegenständen 90
verbindliche Haushaltsmuster 133
Verbindlichkeit des Haushaltsplans 79
Verbindlichkeitsspiegel 95
Verbot
– des Missbrauchs wirtschaftlicher
Macht 110

– von Koppelungsgeschäften 110
Verdienstausfallpauschale 45
Vereidigung der Beigeordneten 71
Verfahren
– der Ausschüsse 58
– nach Beanstandung eines
Ausschussbeschlusses 54

– nach Einspruch gegen den
Ausschussbeschluss 57

– zur Abwahl des Bürgermeisters 66
– zur Bestellung gemeindlicher
Vertreter 113

– zur personellen Besetzung von
Ausschüssen 50

– zur Wahl der stellvertretenden
Bürgermeister 67

– zur Wahl von Gremienvertretern 50
Verfahrensvorschriften für
Ausschüsse 58

Verfallen von
Verpflichtungsermächtigungen 84

Vergabegrundsätze 75a
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Vergaberecht 75a
Vergrößerung eines Ausschusses 57
Verhältniswahl zu Besetzung der
Ausschüsse 50

Verkleinerung eines Ausschusses 57
verkürzte Ladungsfrist 47, 60
Verkürzung der Anzeigefrist für die
Haushaltssatzung 80

Verlängerung der Anzeigefrist für die
Haushaltssatzung 80

Verlangen unverzüglicher Einberufung
des Rats 47

Vermögen 90
Vermögensbewertung 91
Vermögensgegenstände 90
Veröffentlichung
– der Tagesordnung 48
– des Prüfungsberichts 102
– von Beschlussinhalten 52
– von Sitzungsort und Sitzungszeit 48
Verpflichtung der Ratsmitglieder 67
Verpflichtungserklärungen 64
Verpflichtungsermächtigungen 79, 85
Verringerung der allgemeinen
Rücklage 75, 76

Versagung des
Bestätigungsvermerks 101

Verschwiegenheitspflicht 30
verselbstständigte
Aufgabenbereiche 116

Vertagung 51
Vertreterbenennung
– Bürgerbegehren 26
– Einwohnerantrag 25
Vertretung
– der Bürgerschaft 40
– der Gemeinde 63, 113
– der Gemeinde in Einrichtungen 113
– der Gemeinde in Unternehmen 113
– des Bürgermeisters 67, 68
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– des Bürgermeisters bei der
Sitzungsleitung 51

– des Bürgermeisters bei Einberufung
des Rates 47

– des Bürgermeisters bei
Ratsbeschlüssen 62

– des Rates 40
– im Amt 68
Vertretungsverbot 32
Verwaltungsaufgaben von besonderer
Bedeutung 61

Verwaltung von
Vermögensgegenständen 90

Verwaltungsrat einer Anstalt 114a
Verwaltungsvorlagen 62
Verwaltungsvorschriften zur
Gemeindeordnung 133

Verwaltungsvorstand 70
Verweigerung
– der Akteneinsicht 55
– der Entlastung 96
– der Feststellung des
Jahresabschlusses 96

– der Übernahme von Ehrenamt oder
ehrenamtlicher Tätigkeit 29

Verwendung des Jahresüberschusses 96
Verzicht des Bürgermeisters auf die
Abwahlentscheidung 66

Vier-Augen-Prinzip 93
Volksgesundheit dienende
Einrichtungen 9

Vollparität 108b
Vollständigkeit der Anzeige der
Haushaltssatzung 80

Vollstreckung 93
Voraussetzung zur Kreditaufnahme 77
Voraussetzungen zur Aufstellung eines
Haushaltssicherungskonzepts 76

Vorbereitung
– der Haushaltssatzung 59
– von Beschlüssen 62
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Vorgesetzter aller gemeindlichen
Dienstkräfte 73

vorgezogene Zulässigkeitsprüfung
Bürgerbegehren 26

vorläufige Haushaltsführung 82
Vorrang geheimer Abstimmung 50
Vorschlag eines Vorstandsmitglieds 113
Vorschläge zur Tagesordnung 48
Vorschlagsliste
Arbeitnehmervertreter 108a

Vorsitz
– im Hauptausschuss 57
– im Rat 40
– im Verwaltungsrat einer
Anstalt 114a

Vorstand einer Anstalt 114a
vorzeitiges Ausscheiden
– aus Ausschuss 50
– als Bürgermeister 65

W
Wahl
– der Beigeordneten 71
– der Beschäftigten für den
Betriebsausschuss 114

– der stellvertretenden
Bürgermeister 67

– des Bezirksvorstehers 36
– des Bürgermeisters 65
– der Mitglieder des Ausschusses für
Chancengerechtigkeit und
Integration 27

– des Nachfolgers des
Bürgermeisters 65

– der Ortsvorsteher 39
– des Verwaltungsrats der Anstalt
öffentlichen Rechts 114a

– des Vorsitzenden des Ausschusses für
Chancengerechtigkeit und
Integration 27

– eines Nachfolgers für ein
Ausschussmitglied 50

Wahlausschuss 57



Stichwortverzeichnis

Wählbarkeit für den Ausschuss für
Chancengerechtigkeit und
Integration 27

Wählbarkeit stellvertretender
Bürgermeister 67

Wählbarkeitsvoraussetzungen für
Bürgermeister 65

Wahlbeamte 62, 71
Wahlberechtigung 21
– für den Ausschuss für
Chancengerechtigkeit und
Integration 27

– für die
Arbeitnehmervorschlagsliste 108a

Wahlen 50
Wahlmehrheit 50
Wahlrecht Wohnungsloser 21
Wahlverfahren stellvertretender
Bürgermeister 67

Wahlvorschläge für
Arbeitnehmervorschlagsliste 108a

Wahlzeit
– der Beigeordneten 71
– des Bürgermeisters 65
– des Nachfolgers des
Bürgermeisters 65

– stellvertretender Bürgermeister 67
Wappen 14
Weisungsfreiheit der
Rechnungsprüfung 101

Weisungsgebundenheit gemeindlicher
Vertreter 113

Weisungsrecht
– bei Pflichtaufgaben 3
– des Rates gegenüber dem
Verwaltungsrat 114a

weitere Aufgaben der örtlichen
Rechnungsprüfung 104

weitestgehender Antrag 50
Wertansätze für Eröffnungsbilanz 92
Wesen der Gemeinde 1
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Widerruf der Bestellung zum
allgemeinen Vertreter 68

Widerspruch 54
– bei Verhinderung des
Bürgermeisters 54

– gegen Beschlussvorlagen 5
– gegen dringliche Entscheidungen 54,
60

– gegen Einigung über
Ausschussvorsitze 58

Wiedereröffnung der Sitzung nach
Schließung 49

Wirkung des Haushaltsplans 79
Wirkungskreis der Gemeinde 2
wirtschaftliche Betätigung 107
– außerhalb der Gemeinde 107
– in Privatrechtsform 108
Wirtschaftsgrundsätze 109
Wohnungsbegriff 21
Wortentzug 51

Z
Zahl
– der Beigeordneten 71
– der Ratsmitglieder 42, 50
– der stellvertretenden
Bürgermeister 67

– sachkundiger Bürger 58, 114
Zahlungsabwicklung 93
Zählwert
– Stimmenhaltung 50
– ungültige Stimmen 50
zeitliche Begrenzung der
Geltendmachung eines
Mitwirkungsverbots 31, 54

Zeit und Ort der Sitzung 48
Zeitpunkt
– der Anzeige der
Haushaltssatzung 80

– der Bekanntmachung der
Haushaltssatzung 80
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– der Berichtigung der
Eröffnungsbilanz 92

– der Beschlussfassung der
Nachtragssatzung 81

– der Veröffentlichung von
Tagesordnung, Zeit und Ort der
Sitzung 48

– zur Wiederherstellung des
Haushaltsausgleichs 78

Zeitraum der überörtlichen
Prüfung 105

Zeitvorgaben für die
Jahresabschlussprüfung 102

Ziel der Haushaltssicherung 76
Zuführung des Jahresüberschusses zu
Rücklagen 75, 96

Zugriffsverfahren
Ausschussvorsitze 58

Zurückweisung der
Arbeitnehmervorschläge 108a

Zurückweisung des
Auskunftsverlangens 55

Zurückziehen einer
Verwaltungsvorlage 48

Zusammenlegung unselbstständiger
Stiftungen 100

Zusammenfassung
– Versorgungs- und
Verkehrsbetriebe 114

– von Tagesordnungspunkten 48
Zusammensetzung
– der Ausschüsse 58
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– des Rates 40
– des Verwaltungsrats einer
Anstalt 114a

– des Verwaltungsvorstands 70
Zusammensetzungsbeschluss für
Ausschüsse 50

Zusatzaufgaben
– für Große kreisangehörige Städte 4
– für Mittlere kreisangehörige Städte 4
zusätzliche
Aufwandsentschädigungen 46

Zuständigkeit
– der Bezirksvertretungen 37
– des Rates 41
– des Verwaltungsrats einer
Anstalt 114a

– für arbeitsrechtliche
Entscheidungen 73

– für dienstrechtliche
Entscheidungen 73

Zuständigkeitsvermutung der
Gemeinde 2

Zuständigkeitsvorrang der Gemeinde 2
Zuwendungen
– an fraktionslose Ratsmitglieder 73
– aus Haushaltsmitteln an
Fraktionen 56

– aus Haushaltsmitteln an Gruppen 56
Zwangsvollstreckung gegen die
Gemeinde 128

Zweck des Gesamtabschlusses 116
Zweitladung 49




